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Der Entwurf des Staatshaushaltsgeſetzes 
für 1866. 


Am 19. d. M. hat die Regierung dem Abgeordneten⸗ 
hauſe den Entwurf des Staakshaushaltsgeſetzes für das 
laufende Jahr vorgelegt. Derſelbe ſchließt, wie aus den 
in der Wochenſchau gegebenen Zahlen zu erſehen iſt, mit 
rund 157 Millionen Thalern in Einnahme und 
Ausgabe ab. Es zeigt dies eine Steigerung der Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben gegen den Regierungsvoranſchlag 
für 1865 um etwa 6 Millionen Thlr., gegen 1864 um 
etwa 15 Millionen Thlr., d. h. um etwa 10 %, wodurch 
ich, wenn nicht ſehr bald einer ſolchen regelmäßigen 
Steigerung Einhalt gethan wird, die Ausſicht eröffnet, 
in ſechs Jahren ein Budget von etwa 200 
Millionen zu haben, d. h. es werden alsdann, da man 
wohl annehmen kann, die Bevölkerung are Staates 
wird ſich bis dahin auf 20 Millionen Menſchen ver⸗ 
mehrt haben, die Staats⸗Ausgaben und die Staats⸗Ein⸗ 
nahmen pro Kopf 10 Thlr., oder pro Familie 

0 Thlr. betragen. , 
. Rh wird h wahrſcheinlich entgegenhalten, daß 
die Steigerung der Einnahmen, welche ſich in dem 
Budget zeigt, eine Vermehrung der Ausgaben zuläßt, 
aber einerſeits vermögen wir in der Regierungsvorlage 
eine Steigerung der Einnahme, wie fie aus der Geſammk⸗ 
ziffer des Budgets hervorzugehen ſcheint, nicht zu erkennen, 
und zweitens halten wir es nicht für nothwendig, daß 
mit den ſteigenden Einnahmen auch die Ausgaben 
ſteigen, ſondern es ſcheint uns zweckmäßiger, daß man 
in ſolchem Falle durch Herabſetzung von Steuern 
den Volkswohlſtand nachhaltig fördert. , 

Die Gründe, welche uns beſtimmen, an der Stei⸗ 
gerung der Einnahme zu zweifeln, welche ſich ſcheinbar 
im Entwurf des Staatshaushaltsgeſetzes zeigt, finden ſich 
hauptſächlich in zwei Poſten des Entwurfes. Der eine 
derſelben iſt die Einnahme von 1% Millionen 
Thlen. aus dem Vertrage mit der Direktion 
der Köln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. Wir 
haben ſchon früher wiederholt unſeren Bedenken gegen 
dieſen Vertrag Worte geliehen, heute wollen wir dieſelben 


Poſtanſtalten 
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nicht wiederholen, ſondern nur hervorheben, daß man eine 
ſolche einmalige Einnahme doch offenbar nicht als 
eine Vermehrung der laufenden Einnahmen 
anſehen kann, welche Grund geben dürfte zu einer Ver⸗ 
mehrung der Ausgaben. Mit demſelben Rechte könnte 
man Anleihen als Einnahme-Poſten anſehen, welche eine 
Vermehrung des Volkswohlſtandes und der Steuerkraft 
des Landes beweiſen. Ganz dieſelben Bedenken wie dieſer 
Einnahme⸗Poſten, erweckt die Vermehrung der Ein- 
nahme aus den Forſten um etwa 1 Million 
Thlr. Auch dieſer Einnahme⸗Poſten läßt ſich vorüber⸗ 
gehend durch vermehrte Ausnutzung der Wälder ſteigern, 
aber ſicherlich kann er auf die Dauer eine ſolche Stei- 
gerung nicht vertragen. Dies ſind die hauptſächlichſten 
Bedenken, welche wir gegen die Steigerung der Ein⸗ 
nahme haben; eine Betrachtung der einzelnen Zahlen des 
Budgets zeigt, daß ſich noch bei vielen anderen Poſten ähn⸗ 
liche Bedenken erheben laſſen, ſo z. B. bei der bedeutenden 
Erhöhung der Klaſſen-, Einkommen⸗ und Ge⸗ 
werbe⸗Steuer, ſo bei der Gebäudeſteuer, welche 
um etwa ½ Million Thlr. die Summe überſteigt, 
welche urſprünglich als Ertrag derſelben angenommen 
worden war. 

Viel wichtiger aber noch als ſolche Bedenken ſcheinen 
uns die Zweifel an der Richtigkeit des in dem 
Budget unſeres Staates ſeit Jahren hervor- 
tretenden Grundſatzes zu ſein, daß mit den 
Einnahmen auch die Ausgaben ſteigen müſſen. 
Die Bedenken gegen die Zweckmäßigkeit dieſes Prinzipes 
der Finanz⸗Verwaltung haben auch ſchon in der vorigen 
Seſſion des Abgeordnekenhauſes bei der Debatte über den 
Generalbericht der Budget⸗Kommiſſion ihren Ausdruck 
gefunden, und die Majorität des Abgeordnetenhauſes hat 
damals ihre Anſichten in dieſer Beziehung in folgenden 
Reſolutionen ausgeſprochen: 

I. In dem vorgelegten Staatshaushalts⸗Etat iſt 
eine richtige Vertheilung der Staats-Aus gaben 
nicht zu erkennen. 


II. Der Militär⸗Etat bedarf einer weſentlichen 
Umgeſtaltung und Ermäßigung. “ 


III. Für pro duktive Zwecke, Stremregulirungen, 
Wegebauten, Laudes⸗Meliorationen, für Unterricht und 
Wiſſenſchaft, desgleichen für Verbeſſerung der Gehäl⸗ 
ter der Lehrer, der Subalternen- und Unter⸗ 
beamten, wie auch des Soldes der Unteroffiziere 
und Gemeinen in der Armee ſiud größere Summen 
wie bisher zu verwenden. 

IV. Der geommirige Zeitpunkt ift geeignet, eine 
Reform und Ermäßigung drückender oder 
zweckwidrig angelegter Staatslaſten, namentlich 
die Beſeitigung des Zuſchlages bei den Gerichts⸗ 
koſten, die Herabſetzung des Briefportos und die 
Aufhebung des Salzmonopols in. Angriff zu 
nehmen. 

V. Die Gebäudeſteuer iſt auf den urſprünglich 
veranſchlagten Betrag von 2, 843, 260 Thlr. jährlich 
geſetzlich feſtzuſtellen. 

VI. Es iſt eine geſetzliche Umwandlung der 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer dahin vorzu⸗ 
nehmen, - 
daß die Anzahl von Monatsraten, welche zur 
Deckung des Bedarfs zu erheben ſind, innerhalb 
des geſetzlichen Maximum von 12 Monatsraten 
jqährlich durch das Budget feſtgeſtellt wird. 

VII. Die Königliche Staats⸗Regierung wird auf⸗ 
gefordert, ſchon bei der gegenwärtigen Etatsberathung 
Abänderungs⸗Vorſchläge im Sinne der Nr. I — III 
aufgeſtellten Geſichtspunkte vorzulegen. 

Dieſen Nefolutionen iſt in dem vorgelegten Entwurfe 
nicht in nennenswerther Weiſe Rechnung getragen worden. 
Das Prinzip der Ausgabenvertheilung iſt daſſelbe geblie⸗ 
ben, wie früher. Die Hauptlaſt der Ausgaben findet 
ſich nach wie vor im Militair⸗Etat, welche gegen das 
Vorjahr um 2 ½ Million Thlr. gewachſen iſt, ſtatt daß wie 
es in der zweiten Reſolution gefordert worden, eine 
Ermäßigung eingetreten iſt. Dadurch haben natürlich 
die Ausgabeforderungen, welche in jenen Reſolutionen 
ausgeſprochen ſind, nicht befriedigt werden können, und 
wenn auch einzelne Aufbeſſerungen der Gehälter der 
Subalternbeamten und Lehrer in den Etat aufgenommen 
ſind, ſo verſchwinden dieſe Summen doch gegenüber den 
Summen, welche uns für dieſe Zwecke nothwendig erſchei⸗ 
nen. Ebenſo wenig findet ſich auch in der Vorlage die 
ſo dringend nothwendige Aufbeſſerung des Soldes der 
Unteroffiziere und Gemeinen. 

Von den geforderten Ermäßigungen der Einnahmen 
finden wir nur die eine: die Aufhebung des Zuſchlages 
u den Gerichtskoſten, theilweiſe berückſichtigt; die dem 
Verkehr durch Herabſetzung des Briefportos erwachſene 
Erleichterung vermiſſen wir leider noch immer, und zu 
der Aufhebung des Salzmonopols, welche von ganz 
beſonderer Wichtigkeit für den Landmann iſt, kann ſich 
die Regierung offenbar immer noch nicht entſchließen. 

Man ſieht alſo, daß das vorgelegte Budget den Bei⸗ 
fall der Majorität des Abgeordnetenhauſes, welche im 
vorigen Jahre ihre Anſichten über die nothwendige Reform 
unſerer Finanzverwaltung in fo klarer Weife ausgeſprochen 
hat, vorausſichtlich nicht finden wird. Sie wird, davon 


ſind wir überzeugt, die Forderungen, welche ſie in obigen 
Reſolutionen aufgestellt hat, in Nee a 1 
holen, vor allem aber jene ſechſte Reſolution, deren 
Durchführung zugleich verlangt, daß in der Finanzver⸗ 
waltung das Prinzip zur Geltung gelange: Zuerſt 
müſſen die nothwendigen Ausgaben für die 
Staatsverwaltung beſtimmt werden und dann 
muß die Höhe der Einnahmen ſo feſtgeſtellt 
werden, daß ſie dieſen Ausgaben entſprechen. 
Alsdann würde es wahrſcheinlich ſehr bald möglich ſein, 
die Steuerlaſt des preußiſchen Volkes durch 
Herabjepung oder gänzliche Aufhebung einzel⸗ 
ner Steuern zu erleichtern. 


Politiſche Wocheunſchau. 

Preußen. Das Hauptintereſſe nimmt jetzt natürlich die 
Volksvertretung in Anſpruch. Das Abgeordneten⸗ 
haus hat am Freitag, 19. d. M., ſeine dritte Sitzung ge⸗ 
halten. In derſelben theilte der Präſident Grabow ein 
Schreiben dos Abg. Johann Jacoby mit, in welchem der⸗ 
ſelbe ſeine Abweſenheit damit entſchuldigt, daß er gegenwärtig 
eine ſechsmonatliche Gefängnißſtrafe verbüße. Darauf theilte 
er mit, daß der Juſtizminiſter die Siſtirung der Unterſuchung 
gegen den Abg. v. d. Leeden angeordnet habe. Wegen einiger 
Prozeſſe, die gegen andere Mitglieder des Hauſes ſchweben, 
ſind ähnliche Anträge eingegangen, welche in der nächſten 
Sitzung zur Berathung kommen ſollen. Von dem Abg. Dr. 
zug ift folgender Antrag eingegangen: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu er- 
klären: die von dem Miniſterpräſidenten in der Eröffnungs⸗ 
rede im Namen der Regierung abgegebene Erklärung über 
die Vereinigung des Herzogthums Lauenburg mit 
der Krone Preußen widerſpricht deutlichen Be 
ſtimmungen der preußiſchen Verfaſſung. Das Haus 
der Abgeordneten erklärt daher jede Vereinigung von Lauen⸗ 
burg mit der Krone Preußen jo lange als rechtsungültig, 
als die Zuſtimmung des preußiſchen Landtages nicht erfolgt 
iſt.“ — Der Antrag geht an eine beſondere Kommiſſion von 
14 Mitgliedern. — Ebenſo folgender Antrag des Abg. Dr. 
Becker (Dortmund): 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: den zwi⸗ 
ſchen der königlichen Staatsregierung und der Köln-Min- 
dener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft unter dem 10. Auguſt 
1865 gefchlofjenen und durch die Geſetzſammlung (1865, 
Nr. 44) veröffentlichten Vertrag, betreffend Aufhebung der 
dem Staate zuſtehenden Amortiſation der Köln⸗Mindener 
anne nach ſeiner Verfaſfungsmäßigkeit zu 

rüfen.“ 
1 Darauf brachte der Fin anzminiſter den Staats⸗ 
baushalt-Etat für 1866 ein. Die Einnahmen und 
Ausgaben ſchließen mit 157,237,199 Thaler ab, unter den 
Ausgaben betragen die außerordendlichen 9,304,056 Thaler. 
Der diesjährige Etat fehließt, wie der Finanzminister erläu- 
ternd hinzufügte, excl. der hohenzollernſchen Lande ab mit 
156,973,770 Thlr., alſo mit einem Mehr von 6,534,996 
Thlx. gegen das Vorjahr, und nach Abzug der nothwendigen 
Betriebs⸗ und Erhebungskoſten mit einem Nettomehr von 
3,764,831 Thir. Dieſe Summe entſteht aus Mehrüberſchüſ⸗ 
ſen, z. B. durch höhere Ausnutzung der Forſten 1,174,332 
Thlr., bei der Berg⸗ und Hüttenverwaltung durch größere 
Ausbeute 503,641 Thlr., bei den direkten Steuern 504,332 
Thaler, durch Intraden bei der Köln⸗ Mindener Bahn 
1,735,940 Thlr. Dieſen Mehreinnahmen ſtehen Minder 


Mehrheit der Fortſchrittepartei iſt nämlich der Meinung, d 
bei 225 en Berückſichtigung, welche die Beſchlüſſe 
des Abgeordnetenhauſes bei den früheren Budget⸗Vorlagen 
Seitens der Regierung gefunden habe, bei der Weigerung der 
Staatsregierung, die ſie bei mehreren Gelegenheiten ausge⸗ 
ſprochen, dieſe Beſchlüſſe überhaupt in Wirkſamkeit zu ſetzen, 
es ſich nicht mehr darum handeln könne, die einzelnen Poſitio 
nen des Budgets zu prüfen, weil dadurch der Schein erzeugt 
werden könne, als ob wir uns noch in regelmäßig - verfaſſungs⸗ 
mäßigen Zuſtänden befänden. Es müſſe vielmehr den Steuer⸗ 
ablern auch äußerlich, und nicht blos durch Vorſtellungen, 
flar gemacht werden, was ein budgetloſer Zuſtand ſei, in dem 
wir uns befinden, daß nämlich die Volksvertretung den Ein⸗ 
fluß auf die Staatseinnahmen und Staatsausgaben, welchen 
ihr die Verfaſſung zuweiſt, unter den jetzigen Verhältniſſen 
nicht ausüben könne und ſchon ſeit Jahren nicht ausgeübt habe. 

Dieſe Anſicht wurde vertreten von den Abgeordneten 
Tweſten, Löwe⸗Calbe, von Hennig, von For ınbed 
und Schulze ⸗Delitzſch. Demgegenüber machten die Abg. 
Waldeck, Graf Schwerin, Stavenhagen, Reichens⸗ 
perger und Gneiſt geltend, daß das Haus nicht darum 
ein neues Verfahren einſchlagen ſolle, weil die Regierung 
die nach der Meinung des Hauſes ihr obliegenden Pflichten 
nicht erfüllt habe. Das Land kenne außerdem die Bedeutung 
des budgetloſen Zustandes vollſtändig und wer darüber noch 
bis jest nicht aufgeklärt fei, der werde auch durch die neuen 
Darlegungen nicht aufgeklärt werden. Das Haus beſchloß 
dann, das Budget wie rüber in der Kommiſſion behandeln 
zu laſſen. Für die von Tweſten, Li we⸗Calbe u. |. w. 
vorgeſchlagene Methode ſtimmte nur die Mehrheit der Fort⸗ 
ſchrittspartei. Von der Fortſchrittspari haben unter anderm 
die Abg. Dr. Waldeck, Jung, Ziegler, Kirchmann 
und Laßwitz für die Behandlung der Bungetvorlage nach 
der gewöhnlichen Weiſe geſtimmt. Das Budget iſt demge⸗ 
mäß der Budgetkommiſſſon überwieſen worden. Dieſelbe 
beſteht aus folgenden Mitgliedern: v. Bockum⸗Dolffs, 
Vorſitzender. Stavenhagen, Stellvertreter des Verfitzenden. 
5. Saucken. Georgenfelde, Jorſtmann, Richter, Lüning, 
Sriftführen). Krieger⸗Goldapp. Möller. Virchow. 

achler. Dahlmann. Klotz. Borſche. v. Carnall. 


Rohden. Reichenheim. v. Seidlitz. Techow. Michaelis 
Hinrichs. 

In der 4. Sitzung am 23. d. M. hat das Abgeordneten⸗ 
haus die Anträge, welche in Bezug der Siſtirung der gegen 
einige Mitglieder eingeleiteten Unterſuchungen gestellt waren, 
genehmigt. Neue Vorlagen Seitens des Miniſteriums wur⸗ 
den nicht gemacht. 

Das Herrenhaus hat ſeit unſerem letzten Wochenbericht 
keine Sitzung gehalten. 

Die Mitglieder der liberalen Partei des Abgeordneten. 
hauſes werden in den nächſten Tagen einen Antrag . in 
Bezug auf die Verordnung vom 10. Nov. v. I., betreffend 
die Veränderung in der Zuſammenſetzung des Herrenhaufes. 

In einer Fraktionsverſammlung der Fortſchrittspartei 
wurde von einem Mitgliede ein Antrag auf Minifteran- 
klage vorgeſchlagen. Der Antrag ſolle der Juſtiz-Kommiſſion 
überwieſen, von dieſer die Anklageſchrift ausgearbeitet, und 
vom Hauſe der Verſuch gemacht werden, die Anklage beim 
Obertribunal durchzuſetzen. Der Vorſchlag fiel. 
Auch diejenigen Mitglieder, welche ihm prinzipiell zuſtimmten, 
waren dagegen, weil wegen mangelnden Anklägers der Antrag 
erfolglos ſein würde. 

Von Königsberg iſt eine Petition an das Abgeordneten 
haus abgeſandt worden, in welcher um Wiedereinführung 
der Schwurgerichte für politiſche und Preß⸗Pro⸗ 
dei ſe gebeten wird. Ueber die Nothwendigkeit der Wieder⸗ 
2 des Ait. 94 der Verfaſſung in ſeiner früheren 

orm, durch welche alle derartigen Prozeſſe den Schwur⸗ 
gerichten zugewieſen waren, brauchen wir wohl kein Wort 
hinzuzufügen. 

Sehr wichtig muß eine Neuerung erſcheinen, welche in der 
letzten Zeit zu Tage getreten iſt. Es iſt nämlich in den 
Preßprozeſſen, in welchen die Anklage auf Majeſtätsbe⸗ 
leidigung lautete, wiederholt von Seiten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft der Antrag auf Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenxrechte für einen beſtimmten Zeitraum geſtellt wor⸗ 
den. Es wäre dies eine ganz weſentliche Schärfung der 
Strafe, wenn die Gerichte ſolchem Antrage gemäß erkennen ſollten. 

Hannover. Die hannöverſche Regierung hat ſich nach 
langem Sträuben endlich doch entſchloſſen, den Handels vertrag 
zwiſchen dem Zollverein und dem Königreich Italien zu unter⸗ 
zeichnen. Dadurch fpricht Hannover gleichzeitig die bis jetzt 
verweigerte Anerkennung des Königreichs Italien aus. as 
mit iſt endlich der Nader Induſtrie der italieniſche Markt 
geöffnet worden, möge man aber in der Freude über dieſe 
Erweiterung des Marktes nicht vergeffen, daß die lange Zöge 
rung nur eine Folge des Mangels einer deutſchen Central⸗ 
gewalt und eines deutſchen Parlaments iſt. 

Frankreich. Am 22. d. M. haben die Sitzungen bes 
geſetzzebenden Körpers begonnen. Der Kaiſer hat ihn mit 
einer Rede eröffnet, in welcher er die Lage des Landes und 
die Beziehungen zum Auslande ausführlich beſpricht. Nach- 
dem er hervorgehoben, daß der Friede überall geſichert iſt, 
daß die Beziehungen zu 1 noch „herzlicher“ als früher 
geworden find, fagt er, in Bezug auf Deutſchland ſei es feine 
Abſicht, fortdauernd eine Politik der Neutralität beizubehalten, 
welche, wenn ſie ihn auch nicht hindert, fich bisweilen zu 
betrüben oder zu erfreuen, ihn dennoch den Fragen, bei wel⸗ 
chen Frankreichs Intereſſen nicht unmittelbar engagirt find, 
fern bleiben läßt. Damit werden am beſten alle Gerüchte 
von feinen Plänen, eine Wiederholung der Londoner Kon- 
ferenzen zu verlangen, widerlegt. ß 

In Bezug auf Mexiko ſtellte er einen baldigen Rüd- 
ug der franzöſiſchen Truppen von dort in Ausſicht. Es 
dürften alsdann wohl die Tage jenes Kaiſerreiches gezählt ſein. 


Ueber die inneren Verhältniſſe Frankreichs äußerte er fich 
1 folgendermaßen: die im Innern herrſchende Ruhe 
125 e ihm einen Beſuch Algiers geſtattet, welcher für die 
icherſtellung der Intereſſen und die Annäherung der Racen 
hoffentlich nicht unnütz ſein wird. Seine Abweſenheit habe 
gleichzeitig die Möglichkeit ſeiner Vertretung in Frankreich 
bewieſen. Die franzöſiſchen Inſtitutionen bewähren ſich 
inmitten einer befriedigten und vertrauensvollen Bevölkerung, 
Die Gemeindewahlen erfolgten in der größten Ordnung 
und in vollſter Freiheit. Das Koalitionsgeſetz iſt unpartei⸗ 
lich von der Regierung und von den Arbeiter⸗Klaſſen mit 
Mäßigung ausgeführt. Das Geſetz über die Korporationd- 
geſellſchaften wird die Errichtung zahlreicher Genoſſenſchaften 
eſtatten, denen das Recht zur Vereinigung für imduftrielle 
ntereſſen unter Ausſchluß der Politik zugeftanden wird. 
Der Zuſtand der Finanzen zeigt ſteigende Einnahmen und 
verminderte Ausgaben; das neue Amortiſirungsgeſetz gewährt 
den e er neue Bürgſchaften. Das Gleich ge⸗ 
wicht im Budget ift geſichert. In der Einnahme find 
Ueberſchüſſe erzielt. Durch die Reduction der Armee 
bleibt die Organiſation des Heeres unbeſchädigt, da nur die 
Cadres aufgelöft, die Mannſchaften aber andern Compagnien 
zugetheilt find. Die Budgets für öffentliche Arbei⸗ 
ten und den Kultus find nicht vermindert. Der Umſatz 
im Handel iſt um 700 Millionen geſtiegen. Der Kaiſer 
tadelte zum Schluß die unruhigen Geifter, weiche der Regie⸗ 
rung die Kraft und die Initiative zu entziehen ſuchen und 
beglückwünſcht ſich nach einer vierzehnjährigen Regierung 
Be im Auslande geachtet und im Innern ruhig zu 
ſehen. chließlich 05 der Kaiſer: „Die Erziehung und 
Aufklärung möge den Einzelnen erheben und ein ganzes Volk 
gegen trügeriſche Theorien ſchützen. f 
Spanien. Der Aufſtandsverſuch Prims hat wirklich 
mit der Flucht deſſelben nach Portugal geendigt. Aber man 
darf nicht glauben, daß die Sache ſelbſt damit vollſtändig 
beigelegt worden iſt; in verſchiedenen Provinzen zeigt ſich die 
Bevölkerung fo unruhig, daß die Regirung nur mit der 
äußerften Mühe die Ordnung aufrecht erhalten kann. 


Der Militair⸗Etat. 

Die Militairfrage wird mit vollem Recht als die Urſache 
des Konfliktes, der ſo ſchwer auf der Entwicklung unſeres 
Vaterlandes laſtet, angeſehen, und deßhalb verdient bei der 
Vorlage des jedesmaligen Budgetgeſetzes vor allem der Militair⸗ 
Etat die volle Aufmerkſamkeit, um zu ſehen, ob ſich aus ihm 
eine Hoffnung auf eine Ausgleichung des Konfliktes ableiten läßt. 

Zwei Geſichtspunkte find es, welche vorzüglich bei der 
Militairfrage in Betracht kommen, einmal die Frage wegen 
der Länge der Dienſtzeit, weil bei verlängerter Dienfizeit dem 
Lande auf längere Zeit ein großer Theil der Arbeitskraft, 
welcher die Vermehrung des Nationalwohlſtandes ſchafft, ent⸗ 
zogen wird, und zweitens der theils durch die verlän⸗ 
gerte Dienſtzeit, theils durch erhöhte Aushebung vermehrte 
Präſensſtand der Armee, welcher eine Vermehrung der 
Ausgaben für das Militair mit ſich bringt, und nach Anſicht 
der Majorität des Abgeordnetenhauſes unſer Budget zu 
ſtark belaſtet. Hier, wo wir die Militaitfrage nur anknüp⸗ 
fend an den vorgelegten Etat betrachten, intereſſirt uns auch 
vor allem nur dieſe Seite der Frage, wenn wir auch die 
andere nicht vernachläſſtgen dürfen. 

Wir werden unſern Leſern durch eine kurze Zuſammen⸗ 
ſtellung der für das Militair geforderten und ausgegebenen 


Summen zeigen, wie dieſelben ſeit dem Zeitpunkt, wo Dre. 
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ßen in die Reihe der verfaſſungsmäßigen Staaten getreten 
iſt, geſtiegen find. 
Es betrugen die Ausgaben für das Kriegeminifterium: 
im Jahre 1849 — 36,888,146 Thlr., 
1850 — 35,574,250 „ 


* : 

* * 1851 3 44,212,086 5 
„ „ 1852 — 30,083,339 „ 
„ „ 1853 — 29,977,878 „ 
„ . 1854 — 34,240,002 
„ „ 1855 — 36,845,647 „ 
„ „ 1856 — 36,914,408 „ 
„ „ 1857 — 34,155,242 „ 
„ „ 1858 — 32,741,998 
„ „ 1859 — 58,741,712 „ 
„ „ 1860 — 41,578,973 „ 
„ „ 1861 — 40,225,892 „ 
„ „ 1862 — 39,000,788 „ 
„ „ 1863 — 44,189,865 „ 
„ „ 1864 — 41,333,576 „ 
„ . 1865 — 41,276,566 „ 


„ „ 1866 — 43,609,629 „ 

Es ergiebt dies alſo für 18 Jahre eine Geſammtausgabe 
von 601,607,942 Thlr., d. h. im Durchſchnitt jährlich 
33,422,663 Thlr. Vergleicht man mit dieſem Durchſchnitt 
die Forderung, welche die Regierung in dieſem Jahre aufftellt, 
fo ſieht man, daß der Durchſchnitt um 10,187,279 Thlr. 
überſchritten iſt. Noch ungünſtiger geſtaltet ſich aber das 
Verhältniß, wenn man berückſichtigt, daß in den aufgeführten 
Jahren mehrere enthalten ſind, in denen die Kriegsbereitſchaft 
ſehr bedeutende Mehrausgaben veranlaßt hat, während im 
diesjährigen Etat nur von den Ausgaben für den Friedensetat 
tie Rede ift. Nimmt man das erſte Jahr der Reihe, in 
welchem wirklich nur der Friedens⸗Etat verbraucht worden iſt, 
als Maßſtab, nämlich das Jahr 1852, ſo ſieht man, daß 
dieſer Etat jetzt um 13,526,603 Thlr. überſchritten wird. Es 
iſt dies eine Steigerung der Ausgaben um 45 Prozent, wäh 
rend die Bevölkerung feit jener Zeit nur um etwa 12 Prozent 
geſtiegen iſt. Noch weit ſtärker muß aber jene Steigerum 
erſcheinen, wenn wir die Summe dazu rechnen, welche dur 
Verluſt der Arbeitskraft verloren geht. Es ſtehen jetzt 60,000 
Mann mehr bei den Fahnen, als vor der begonnenen Re- 
organiſation, und wenn wir den Werth dieſer Arbeitskraft 
nur zu Hundert Thaler pro Mann jährlich annehmen, fo er- 
halten wir einen Verlust, der gleich ſechs Millionen Thaler 
zu ſetzen iſt. Rechnen wir dieſe Summe zu jener Summe, 
die in dem diesjährigen Budget gefordert wird, hinzu, ſo er⸗ 
giebt ſich eine Steigernng von 65 Prozent. 

Eine ſolche Steigerung der Ausgaben findet ſich in den 
übrigen Poſten des Budgets nicht, und wenn auch das Bud⸗ 
get diesmal mit einer Einnahme Summe abſchließt, welche 
den Ausgaben gleich ift, fo rechtfertigt dies nach unſerer 
Anſicht doch nicht eine ſolche Erhöhung eines einzelnen 
Poſtens in dem Budget. Wir wollen heut nicht die tauſend 
und abertauſend Gründe wiederholen, welche gegen die fort⸗ 
dauernde Erhöhung des Militairbudgets ſprechen, wir haben 
die Zahlen mitgetheilt, weil wir der Anſicht find, daß ſolche 
Zahlen deutlich und vernehmlich ſprechen, ſo daß es keiner 
langen Auseinanderſetzung über ihre Bedeutung bedarf. Nur 
auf das eine wollen wir zum Schluß noch hinweiſen. Frank 
reich, Rußland, Oeſterreich und Italien dringen nach einer 
Crmäßigung der Ausgaben für das Militair und haben ſolche 
Ermäßigungen zum Theil ſchon ausgeführt; ſoll Preußen 


i 
allein den umgekehrten Weg wandeln? 
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